
Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Freunde,

ohne Frage ist das, was sich gegenwärtig vollzieht – die Flüchtlingsbewegung in

unser Land – etwas, das sich bis vor kurzem nur wenige vorstellen konnten. Wir

haben sie uns nicht gewünscht, aber sie ist Tatsache. Die Not der Kommunen, der

Landkreise und Städte, ist uns allen bewusst.

Die Lösung des Problems ist allerdings nicht einfach: Die Aufnahme sämtlicher

Flüchtlinge bei uns ist sicher keine Antwort. Schlicht die Grenzen schließen, geht

aber auch nicht. Wir sind durch unser Grundgesetz (Art. 16) und (mehr noch) durch

die Genfer Flüchtlingskonvention gebunden. Die anderen Europäer halten sich lei-

der nur zum Teil an das Recht (insbesondere das Dublin II-Abkommen). Die meis-

ten Flüchtenden werden einfach nach Deutschland „durchgewunken“.

Es muss jetzt zügig auf drei Ebenen gearbeitet werden:

 International: Bekämpfung der Fluchtursachen (z. B. Beendigung des Krieges in

Syrien)

• Auf EU-Ebene: Einigung insbesondere mit der Türkei über den Aufbau dortiger

Flüchtlingslager und ausreichende Versorgung in diesen Lagern. Sicherung der

Außengrenze Türkei/Griechenland. Einrichtung von Auffanglagern(„Hotspots“)

in Griechenland und Italien

• Auf nationaler Ebene: Schnellere Verfahren, mehr Sach- statt Geldleistungen,

um Fehlanreize zu vermindern. Konsequentere Rückführung der abgelehnten

Bewerber (die bisher nur zu ca. 15 % tatsächlich abgeschoben werden). Mit

dem Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz beschließen wir dazu in dieser Wo-

che grundlegende Änderungen.

Wichtig ist, dass jetzt alle Beteiligten diese Vereinbarungen konsequent umset-

zen. Leider macht vor allem unsere Niedersächsische Landesregierung ihren Teil

des Jobs bisher nicht zureichend. Das Land ist zuständig für die Rückführung (Ab-

schiebung). Mittlerweile befinden sich allein in Niedersachsen fast 19.000 abge-

lehnte, ausreisepflichtige Asylbewerber. Im ersten Halbjahr 2015 wurden aus Nie-

dersachsen aber gerade 415 Personen tatsächlich zurückgeführt. Vor allem die

Grünen wollen gar keine (!) Abschiebung. Innenminister Pistorius hatte noch im

Dezember 2014 einen Erlass in Kraft gesetzt, der Abschiebungen faktisch unmög-

lich machte. Die danach erforderliche vorherige schriftliche Ankündigung der Ab-

schiebung führte dazu, dass die Betreffenden zum Termin jeweils abwesend wa-

ren. – Der Erlass ist nun frisch geändert worden. Wir werden jetzt sorgfältig be-

obachten, ob der Niedersächsische Innenminister seinen Aufgaben nachkommt.
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Volker Kauder, der Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, war am 5. Okto-

ber zu Besuch in Osnabrück. Eine tolle, offene Diskussion mit fast 300 Gästen zum

Thema Flüchtlinge, aber auch zu anderen Fragen:

Vorstellung des Calmeyer-Buches in Berlin mit Peter Altmaier, Chef des Bundes-

kanzleramts, und Anne Franks „bester Freundin“ Jacqueline van Maarsen. – Ein

bewegender Abend mit fast 200 Besuchern:

Herzliche Grüße!
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